Kleine Anfrage an die Niedersächsische Landesregierung

Per Kleiner Anfrage vom 6.11.2007 durch die Abgeordneten Prof. Dr. Hans-Albert Lennartz und Ralf Briese erteilte die Landesregierung mit Datum vom 18.12.2007 Auskunft in Form einer  Vorbemerkung in acht Absätzen mit anschließender Erwiderung auf die zwanzig gestellten Fragen.

Weil die Antwort der Landesregierung in Teilen ungenau und ausweichend ausgefallen ist und darüber hinaus weitere essentielle Fragen zur Effektivität und Evaluierung der polizeilichen Videoüberwachung aufgeworfen hat, möchte ich folgende Kleine Anfrage der Landesregierung zur Beantwortung vorlegen.

Die sich aus dem Zusammenhang heraus ergebenden Fragen habe ich durch eine Texthervorhebung deutlich gekennzeichnet.

Rechtliche Grundlagen

Videoüberwachungen und damit auch die Videoüberwachungen, die durch die Polizei an öffentlichen Orten durchgeführt werden, tangieren oder verletzen die Privat- und Intimsphäre der betroffenen Bürger und Menschen sowie deren Recht auf das eigene Bild.

Das Niedersächsische Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) erteilt der Polizei gemäß §32 die Befugnis zur Datenerhebung durch den Einsatz technischer Mittel bei öffentlichen Veranstaltungen und im öffentlichen Raum (z.B. Videoüberwachung).

Der Absatz (3) dieses Paragraphen berechtigt dabei zur Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Orte, wenn entweder

 - tatsachengestützte Annahmen bestehen, dass an den beobachteten Orten künftig Straftaten von 

   erheblicher Bedeutung oder Straftaten nach §224 StGB (Gefährliche Körperverletzung) begangen 

   werden.

oder wenn

 - tatsächliche Anhaltspunkte für geplante terroristische Straftaten bestehen.

Eingesetzt werden dürfen diese Maßnahmen nur zur Erfüllung der Aufgaben der Polizei nach §1 Abs. 1 der Nds. SOG, also zur Abwehr künftiger Gefahren und zur Verhütung von Straftaten.

Zusätzlich ist zudem der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten (§4 Nds. SOG), es geht also um die Auswahl polizeilicher Maßnahmen derart, das Einzelne sowie die Allgemeinheit am wenigsten beeinträchtigt werden.

Ausdrücklich ist dem Absatz (3) dieser Grundsatz-Vorschrift zu folgen:

"Eine Maßnahme ist nur solange zulässig, bis ihr Zweck erreicht ist oder es sich zeigt, das er nicht erreicht werden kann."

Wortlaut der Kleinen Anfrage

Im ersten Absatz der Vorbemerkungen werden die Terroranschläge in London sowie der Fall der sogenannten "Kofferbomber" in Deutschland erwähnt, bei denen ein "schneller Fahndungserfolg der Sicherheitsbehörden nur möglich war, weil die Attentäter durch installierte Videokameras aufgezeichnet werden konnten."

Es ist also festzuhalten, dass die (egal ob nun mit oder ohne Erfolg ausgeführten) terroristischen Anschläge durch die Videoaufzeichnung nicht verhindert werden konnten. Es geht also (anders, als wie es im darauf folgenden zweiten Absatz dann behauptet und zurechtzurücken versucht wird) nicht um den präventiven Einsatz der Videoüberwachungstechnik sondern ausschließlich als Hilfsmittel zu Fahndung und Ermittlung von Straftätern nach Begehen der Straftaten.

In diesem zweiten Absatz der Vorbemerkungen wird dann behauptet: 

"Diese [präventive] Wirkung lässt sich auch für die Alltagskriminalität konstatieren."

Ebenso schreibt der Innenminister im darauf folgenden, dritten Absatz:

"Nach den hier vorliegenden Erkenntnissen aus Evaluationsstudien ist Videoüberwachung im öffentlichen Raum geeignet, präventiv zu wirken."

Auf die Fragen Nrn. 14 und 15 zu nachprüfbaren Erkenntnissen hinsichtlich der Kriminalitätsentwicklung an den Standorten der Videoüberwachung, etwaigen Verlagerungen von Kriminalitätsschwerpunkten und die Entwicklung des Gesamtaufkommens der Straftaten an diesen Orten wird allerdings von der Landesregierung geantwortet, dass keine "validen Erkenntnisse" vorliegen würden!

Diesen Widerspruch gilt es aufzuklären und darum:

1.)

Ich bitte um Quellengrundlage bzw. Vorlage von wissenschaftlichen Untersuchungen (Evaluationsstudien), auf denen die Aussage basiert, dass sich die allgemeine präventive Wirkung von Videoüberwachung im öffentlichen Raum konstatieren lässt.

Im vierten Absatz der Vorbemerkungen ist die Rede von einer "veränderten internationalen und nationalen Sicherheitslage", auf die die niedersächsische Landesregierung "unmittelbar im September 2006 reagiert" hätte.

Hier darf hoffentlich folgende Frage gestattet sein:

2.)

Was ist mit der in der Allgemeinheit oft floskelhaft benutzten Formulierung "veränderte internationale und nationale Sicherheitslage" genau gemeint?

Und weiterhin:

3.)

Durch welche Fakten und Tatsachen kann bzw. konnte diese (für diese Belange nur Bedeutung besitzende) "veränderte nationale Sicherheitslage" festgestellt bzw. belegt werden?

Wenn die "veränderte internationale und nationale Sicherheitslage" als Begründung für einen erweiterten Einsatz der Videoüberwachung dient, kann dann davon ausgegangen werden, dass die Anlagen wieder abgebaut werden, wenn es "derzeit keine akuten anschlagsplanungen für deutschland bekannt seien" keine akute Gefährdung für Deutschland mehr gibt, so wie Herr Ziercke am 11.9.2008 bekanntgegeben hat?

Im gleichen vierten Absatz schreibt die Landesregierung:

"Im November 2006 hat die Innenministerkonferenz herausgestellt, dass die Videoübewachung als Teil gezielter Einsatzkonzeptionen geeignet ist, Gefahren abzuwehren sowie Straftaten zu verhüten und zu verfolgen."

Es ist festzustellen, dass eine solche bewertende Aussage zur Videoüberwachung nicht deswegen richtig bzw. als bewiesen zu bewerten ist, "nur" weil die Innenministerkonferenz eine entsprechende Meinung darüber besitzt.

Die Innenministerkonferenz besitzt keine normgebende Befugnis, wie sie genauso wenig eine wissenschaftliche und unabhängige Evaluation über positive und negative Auswirkungen von polizeilicher Videoüberwachung ersetzen kann oder darf.

Im darauf folgenden fünften Absatz der Vorbemerkungen benennt der Innenminister die Berechtigung zum Einsatz der Videoüberwachung mit drei Punkten:

  I. "Dem Gerechtwerden der veränderten Sicherheitslage."

  II. "Die gezielte Entschärfung von Brennpunkten der Alltagskriminalität."

  III. "Die Stärkung des Sicherheitsempfindens der Bevölkerung."

Während der erste Punkt keine juristische Begründung darstellt, also als Floskel zu bewerten ist, steht die wissenschaftliche Überprüfung der beiden anderen Punkte auf ihre Erfüllung bis heute aus.

Im sechsten Absatz der Vorbemerkungen ist die Rede von der sogenannten "Erstellung eines technischen Feinkonzepts" zur Bewertung und Priorisierung von Standorten zur Videoüberwachung.

Ich gehe davon aus, dass sich dieses "Feinkonzept" am §32 Absatz 3 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) orientiert (siehe "Rechtliche Grundlagen").

Daraus ableitend ergibt sich meine vierte Frage:

4.)

Ich bitte um detailierte Mitteilung darüber, wie an den einzelnen 87 Standorten der polizeilichen Videoüberwachung anhand der gesetzlichen Grundlage die Berechtigung für die Überwachung hergeleitet worden ist.

Für den Fall, dass der Landesregierung die Beantwortung dieser Frage zu umfangreich erscheint, erbitte ich, den Zugang zu dieser Herleitung zu ermöglichen bzw. um Aushändigung der von Ihr erwähnten Feinkonzepte.

Spannend ist der siebte Absatz der Vorbemerkungen in der Antwort der Landesregierung.

Dort wird ausführlich der "bemerkenswerte" Vorgang eines "ersten Fahndungserfolges" der Braunschweiger Polizei geschildert, der die Überführung von zwei oder drei drogen- oder alkoholkonsumierenden Menschen konstatiert.

Es bleibt nüchtern festzustellen, dass ein solcher "Fahndungserfolg" keine wissenschaftliche und unabhängige Evaluierung über die Wirkung von polizeilicher Videoüberwachung ersetzen kann und somit nicht als Begründung oder Beweis der Wirkung von solcher Überwachung dienen kann.

Unterschwellig soll die Schilderung dieses "Falles" jedoch diesem Zwecke scheinbar dienen.

Vielmehr wirft dieses konkrete Beispiel folgende zwei Fragen auf:

I. Verhältnismäßigkeit

Diese muss überprüft und konstatiert werden.

Ist eine angemessene Verhältnismäßigkeit zwischen dem Eingriff in die Privat- und Intimsphäre aller mit der Videoüberwachung erfassten Bürger und den tatsächlichen, belegbaren Erfolg hinsichtlich der Abwehr von Gefahren und Verhütung von Straftaten nicht mehr gegeben, muss die Videoüberwachung eingestellt werden (siehe "Rechtliche Grundlagen").

Erfolgt keine unabhängige und sachliche Untersuchung dieser Verhältnismäßigkeit, so ist eine Einstellung der Videoüberwachung an den betreffenden Standpunkten ebenfalls einzustellen.

II. Verschiebung von Kriminalitätsschwerpunkten

Der von der Landesregierung geschilderte Fall ist exemplarisch für den zu erwartenden Effekt der Kriminalitätsschwerpunktverschiebung.

Jedem sachlichen denkenden Menschen dürfte klar sein, dass der geschilderte Vorgang deutlich zeigt, dass Drogenkonsumenten (über kurz oder lang) den per Videokamera überwachten Bereich künftig meiden werden, um an einer anderen Stelle mit dem Handel oder der Konsumierung von Drogen fortzufahren.

Es handelt sich mittel- und langfristig dann also um eine Verdrängung und nicht um eine Bekämpfung von Kriminalität.

Wollte man nach diesem Prinzip weiter verfahren, so müssten alle öffentlichen Plätze entsprechend überwacht werden. Das ist sicherlich nicht gewollt.

Im folgenden gehe ich nun auf die Beantwortung Fragen der Kleinen Anfrage vom 6.11.2007 ein:

Die erste Frage wurde seitens des Innenministeriums nur oberflächlich und (bewußt oder unbewußt) verallgemeinernd beantwortet. Daher möchte ich diese Frage erneut (jetzt als Frage Nr. 5) stellen:

5.)

An welchen Standorten welchen zur Zeit polizeiliche Videoüberwachungen von öffentlich zugänglichen Bereichen durchgeführt?

Ich bitte hierbei um eine ausführliche Liste mit genauer Benennung der Standorte der Anlagen, denn es kann nicht von "intensiver Öffentlichkeitsarbeit zur Erzielung von Transparenz und Akzeptanz" (wie von der Landesregierung propagiert) die Rede sein, wenn diese Daten nicht öffentlich gemacht werden.

Wie ist die Bekundung der "intensiven Öffentlichkeitsarbeit" damit zu vereinbaren, dass auf E-Mail-Anfrage durch Bürger an die Landespolizei bezüglich der polizeilichen Videoüberwachung im öffentlichen Raum mitgeteilt wird, dass keine Übersicht über diese Videoanlagen geführt wird und auf den §25a des NDSG verwiesen wird?

Im Rahmen der Beantwortung der dritten Frage ist davon die Rede, dass "ein Teil der vorhandenen und geplanten Kamerastandorte gleichzeitig die Voraussetzung für eine Datenerhebung zur Terrorismusbekämpfung (...) erfüllen."

Meine nächste Frage lautet daher:

6.)

Welche konkreten Standorte polizeilicher Kameraüberwachung öffentlichen Raumes erfüllen die Voraussetzung für eine Datenerhebung zur Terrorismusbekämpfung gemäß §32 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 des Nds. SOG und wodurch wird dies im Einzelfall begründet?

Die vierte Frage wurde ebenfalls ausweichend beantwortet - die angefragten Kriterien oder Konzepte wurden nicht benannt.

Bei der Beantwortung der fünften Frage wird ausgesagt, dass die eingesetzten Videosysteme "zum Teil über einen Ringspeicher" verfügen.

7.)

Auf welche Art und Weise erfolgt die Speicherung und Löschung der Videoaufnahmen bei den Videosystemen, die nicht über einen Ringspeicher verfügen?

Auf die Frage Nr. 6 der Kleinen Anfrage vom 6.11.2007 antwortend schreibt die Landesregierung:

"Die Aufnahmen werden derzeit in der Regel für vier Tage gespeichert (...) Die Speicherdauer orientiert sich dabei an fachlichen Gesichtspunkten."

Die Speicherung muss sich gemäß gesetzlicher Grundlage dem Niedersächsischen Datenschutzgesetz (NDSG) orientieren. Dieses schreibt im §25a Absatz 5 vor, dass die Videoaufnahmen unverzüglich gelöscht werden müssen, sofern kein konkreter tatsächlicher Anhaltspunkt für die Speicherung einer Straftat darauf enthalten ist.

Der in der Beantwortung der Frage erwähnte Verweis auf §32 des Nds. SOG gilt nur für Standorte, für die tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass dort terroristische Straftaten begangen werden sollen.

Der ebenfalls genannte §39a des Nds. SOG bezieht sich nur auf "personenbezogene Daten". Gleiches gilt für den ebenfalls genannten §47 des gleichen Gesetzes.

"Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse von bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Personen." (§3 Absatz 1 des NDSG).

Daher können Videoaufzeichnungen nicht als "personenbezogene Daten" interpretiert werden, weswegen der Bezug auf die beiden Paragraphen des Nds. SOG hinfällig ist.

In der Beantwortung der siebten Frage wird implizit davon ausgegangen, dass durch die Anbringung der Überwachungsmonitore "in Dienststellen, in denen Personal rund-um-die-Uhr zur Verfügung steht", eine dauernde Sichtung und Prüfung der Videoaufnahmen möglich ist.

8.)

Kann eine stetige und qualitativ hinreichende Überwachung aller 87 in Niedersachsen installierten polizeilichen Videoüberwachungssysteme ohne zusätzliche Belastung der polizeilichen Behörden durchgeführt werden?

Die Aussage in der Beantwortung der 10. und 11. Frage der Kleinen Anfrage vom 6.11.2007, "die Videoanlagen arbeiten vom Grundsatz her bedienerlos," ist falsch, denn es wird ausreichend Bedienerpersonal benötigt, um die Videoaufnahmen zu sichten und zu bewerten. 

9.)

Wurden für die Sichtung und Bewertung der Videoaufnahmen den polizeilichen Behörden zusätzliche Personalstellen zur Verfügung gestellt?

Außerdem widerspricht diese Aussage der "Bedienerlosigkeit" der in der Beantwortung der Frage 5 gemachten Aussage, dass "[die Farbvideokameras] über ein Zoomobjektiv verfügen und schwenk- und neigbar sind."

Weil aus technischen Gründen davon ausgegangen werden kann, dass die Systeme nicht automatisch zoomen, drehen und schwenken, weil das der sinnvollen Art der Aufzeichnung von Videoaufnahmen widersprechen würde, muss auch für die Bedienung dieser Funktionen Personal zur Verfügung stehen.

Es wird weiter zugegeben, dass "konkrete Kosten nicht bezifferbar" seien.

10.)

Welche laufenden Kosten (nicht Anschaffungskosten!) lassen sich für das Betreiben der Videoanlagen veranschlagen?

Dabei sind sowohl personelle Kosten als auch technische Kosten (Wartungsverträge, Ersatzteile u.a.) zu berücksichtigen.

Falls diese Zahlen nicht vorliegen, so bitte ich um entsprechende Feststellung derselben, denn zur Abwägung und Beurteilung einer Verhältnismäßigkeit ist die Ermittlung dieser Kosten von unmittelbaren Belang.

Dass die Beantwortung der Fragen 14 und 15 dem Absatz 3 der Grudsatz-Vorschrift zur Verhältnismäßigkeit des §4 Nds. SOG widerspricht, wurde oben bereits erwähnt.

In der Beantwortung der Frage 16 ist von zum Zeitpunkt der Beantwortung der Kleinen Anfrage noch ausstehenden Berichten über regionale Evaluationen die Rede.

11.)

Wie lauten die detailierten Ergebnisse der regionalen Evaluationen einzelner Standorte?

12.)

Wie viele und welche Standorte wurden mit welchem Ergebnis überprüft?

Im weiteren Verlauf der Beanwortungen ist von der Bedeutung der "intensiven Öffentlichkeitarbeit" die Rede.

13.)

Wie sehen die konkreten Maßnahmen der intensiven Öffentlichkeitsarbeit aus?

14.)

Werden die überwachten Bereiche (z.B. durch Hinweisschilder) deutlich gekennzeichnet?

In der Beantwortung der 19. Frage stellt das Innenministerium klar, das es keine Hinweise besitzt, die auf eine Veränderung des Verhaltens von Bürgern durch den Einsatz von Videoüberwachung besitzt.

Eine derart lapidare Antwort ("Nein.") lässt aus meiner Sicht nur auf ein Nicht-Wahrnehmen-Wollen dieser Aspekte durch die Landesregierung schließen.

15.)

Warum werden keine wissenschaftlichen und unabhängigen Untersuchungen zum Auswirkungen von Videoüberwachung auf das Verhalten von Bürgern und Menschen angestrengt oder angeregt, wenn deren Ergebnis doch zur Bewertung der Videoüberwachungsmaßnahmen hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit unerläßlich sind?

Schließlich wird in der Beantwortung der letzten Frage der Kleinen Anfrage vom 6.11.2007 behauptet:

"Im Rahmen eines den jeweils spezifischen Gegebenheiten Rechnung tragenden Konzepts können die Kriminalitätshäufigkeit reduziert, die Aufklärung von Straftaten gesteigert und die subjektive Sicherheit verbessert werden."

16.)

Womit können Sie diese soeben zitierte Behauptung belegen?

Weiter heißt es ausweichend:

"Alternativverfahren sind stark von den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten abhängig bzw. mit einem nicht unerheblichen Personalaufwand verbunden."

Durch die Verknüpfung durch "bzw." mutiert dieser Satz zu einer floskelhaften Aussage ohne inhaltlichen Wert.

17.)

Sind im Rahmen der Konzeption der 87 bestehenden Videoüberwachungssysteme Alternativkonzepte in Erwägung gezogen bzw. sogar ergänzend oder ersetzend durchgeführt worden und welcher Art sind diese gewesen?
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